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A, Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


1. Abgeordnete 
Frau 

Grützmann 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse der von der Zeitschrift „Schöner Woh- 
nen'' in Auftrag gegebene Untersuchung „Wie 
Kinder wohnen", und was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, um in Zukunft beim 
Wohnungsbau die Belange der Kinder stärker 
zu berücksichtigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


2. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 

Dr. Hammans 

. ^ T i^r^r T\ 


4. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung, in Zu- 
kunft zu vermeiden, daß die EG-Kommission 
weiterhin Schutzmaßnahmen gegenüber Ein- 
fuhren aus Drittländern bei Verarbeitungser- 
zeugnissen aus Obst und Gemüse — wie jetzt 
wieder bei Champignonkonserven aus Tai- 
wan — ergreift, die, wie viele EG-Schutzmaß- 
nahmen, zu Lasten der Verbraucher gehen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die seit 
1951 in Geisenheim/Rhein bestehende Bundes- 
für Oualitätsforschung pflanzlicher Er- 
zeugnisse nach Pensionierung inres 
und Gründers, Universitäts-Professor Dr. Wer- 
ner Schuphan, seit über zehn Monaten ohne 
Nachfolger ist und daß die seit Gründung der 
Anstalt für die Gesunderhaltung der Verbrau- 
cher nützlichen und unentbehrlichen Arbeiten 
auslaufen sollen? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach über den 
Bahnknotenpunkt Bebra in jüngster Zeit grö- 
ßere als aus der DDR stammend deklarierte 
Partien Getreide in die Bundesrepublik 
Deutschland verbracht w^orden sind, die einen 
ungewöhnlich hohen Gehalt an Pflanzenschutz- 
mitteln (DDT, Lindau) und einen hohen Be- 
satz mit Schädlingen aufweisen, und wie lau- 
ten die Untersuchungsergebnisse der hessi- 
schen landwirtschaftlichen Untersuchungsan- 
stalt Darmstadt über diese Getreidepartien? 

Welche rechtlichen Möglichkeiten bestehen 
und werden sie ggf. auch angewendet, um mit 
Pflanzenschutzmitteln und Schädlingen durch- 
setztes Getreide, das aus der DDR in die Bun- 
desrepublik Deutschland verbracht wird, zu- 
rückzuweisen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


6. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung eine Ände- 
Milz rung des § 662 Abs. 3 RVO, durch die die für 

(CDU/CSU) die Erteilung der Bauerlaubnis zuständigen 

Behörden veranlaßt werden könnten, der zu- 
ständigen Berufsgenossenschaft und der zu- 
ständigen Handwerkskammer von jeder Bau- 
erlaubnis unter Bezeichnung des Bauherrn, des 
Ortes und der Art der Bauarbeit Kenntnis zu 
geben? 


7. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 
Milz um die gesetzlichen Krankenversicherungen zu 

(CDU/CSU) veranlassen, bei der Bekämpfung der Schwarz- 

arbeit mitzuwirken? 


8. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die gewerbsmäßige 

Hansen Arbeitnehmerüberlassung verbieten, nachdem 

(SPD) der Deutsche Gewerkschaftsbund festgestellt 

hat, daß die „Zeit-Arbeits-Firmen" den allge- 
meinen und betrieblichen Arbeitsmarkt bedro- 
hen und die soziale Sicherheit der Leiharbeit- 
nehmer sowie der gesamten Arbeitnehmer- 
schaft beeinträchtigen? 


9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Geßner das Mittel der Aussperrung untersagt werden 

(SPD) sollte? 


10. Abgeordneter Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, einen 
Dr. Geßner entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen? 

(SPD) 


11. Abgeordneter Betrachtet die Bundesregierung die Praxis der 
Bredl Rentenversicherungsträger für richtig, nach 

(SPD) der die vor Inkrafttreten der allgemeinen 

Wehrdienstpflicht (1. Oktober 1935) zurück- 
gelegten Dienstzeiten bei der damaligen Wehr- 
macht und dem damaligen Reichsarbeitsdienst 
bei der Bemessung der Ersatzzeit nach § 1251 
Abs. 1 Nr. 1 RVO und § 28 Abs. 1 Nr. 1 AVG 
nicht berücksichtigt werden? 


12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung ansonsten der Auf- 

Bredl fassung, daß diese vor dem 1. Oktober 1935 

(SPD) zurückgelegten Dienstzeiten entweder nach der 

RVO als Ersatzzeiten berücksichtigt oder nach 
den einschlägigen Vorschriften des Gesetzes 
zu Artikel 131 auf Kosten des Bundes nach- 
versichert werden müssen? 
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13. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


14. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


15. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Geschäftsbereich 


Rommerskirchen 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Dr. Kraske 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordnete 
Frau Tübler 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß entge- 
gen dem Wortlaut des Schwerbehindertenge- 
setzes Versicherungsämter unter Berufung auf 
ein Rundschreiben der Bundesanstalt für An- 
gestellte die Auffassung vertreten, die in Ar- 
tikel 3 § 5 Abs. 3 des Schwerbehinderten- 
gesetzes bezeichneten Ausweise würden zum 
Nachweis der Schwerbehinderteneigenschaft 
bei der Inanspruchnahme von vorzeitigem 
Altersruhegeld nicht ausreichen, und wie be- 
urteilt die Bundesregierung diese Auffassung? 

Trifft es zu, daß koreanischen Bergarbeitern 
und Krankenschwestern bei ihrer Anwerbung 
keine Verträge in koreanischer Sprache gege- 
ben werden, und wie sehen die betreffenden 
deutsch-koreanischen Vereinbarungen aus? 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in 
denen bei der Anwerbung koreanischer Kran- 
kenschwestern durch die Corea Overseas De- 
velopment Corporation (CODCO) Informatio- 
nen über die Bundesrepublik Deutschland und 
die dort zur Verfügung stehenden Arbeits- 
plätze nicht oder unzureichend gegeben wer- 
den und über ihre Rechte am Arbeitsplatz nicht 
aufgeklärt werden? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Wie ist es mit der Pflicht zur objektiven Be- 
richtersiauuny z.u Solda- 

ten-Mitteilungsblatt „Bundeswehr akiueu’ in 
seiner Nummer 10/167 vom 6. September 1974 
eine Auseinandersetzung des Bundesvertei- 
digungsministers mit einem vermeintlichen 
Standpunkt d&r CDU/CSU zum Thema „Bun- 
deswehr und 40-Stunden-Woche" veröffent- 
licht, den Abdruck der tatsächlichen Stellung- 
nahme der Opposition jedoch verweigert? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sich das mit öffentlichen Mitteln finanzierte 
Soldatenmitteilungsblatt „Bundeswehr aktuell" 
um eine objektive Berichterstattung bemühen 
muß und infolgedessen nicht zum Mittel partei- 
politischer Auseinandersetzung mißbraucht 
werden darf? 

Bedeuten die in der Presse wiedergegebenen 
Äußerungen des Bundesverteidigungsministers 
Leber zur Möglichkeit, Frauen auch in den 
Teilstreitkräften als Soldaten Funktionen aus- 
üben zu lassen, daß bereits entsprechende 
Planungen im Bundesverteidigungsministerium 
bestehen, bzw. Überlegungen in dieser Rich- 
tung angestellt werden? 
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19. Abgeordnete Wenn dies zutrifft, an welche Verwendungen 
Frau Tübler und Laufbahnen, insbesondere in den Teil- 

(CDU/CSU) Streitkräften Heer und Marine, ist dabei ge- 

dacht? 


20. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Trifft es zu, daß deutsche Offiziere Südafrika 
in ihrer Eigenschaft als Miiitärpersonen öfters 
bereisen, obwohl an eine Ausweitung des 
Nato-Bereichs über den Wendekreis des Kreb- 
ses nicht gedacht ist, und wenn ja, welche Auf- 
gaben haben sie? 


21. Abgeordneter 
Mancher 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, weiche Arten 
von Kegelbahnen in der Bundesrepublik 
Deutschland gebaut werden, und weshalb wird 
bei der Ausschreibung für den Bau von Kegel- 
bahnen für die Bundeswehr nur die Scheren- 
kegelbahn mit Automatik zugrundegelegt? 


22. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß bei den Kreiswehr- 
Rommerskirchen ersatzämtern der Bundeswehr unter bezug auf 
(CDU/CSU) die von Bundesverteidigungsminister Leber be- 

absichtigte Abschaffung des Prüfungsverfah- 
rens für Kriegsdienstverweigerer bereits jetzt 
zahlreiche Erklärungen von Wehrpflichtigen 
in diesem Sinn eingegangen sind, und wie 
hoch ist diese Zahl? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


23. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Welchen Betrag hat die Bundesregierung in 
den letzten fünf Jahren (1969 bis 1973) für den 
Ankauf von Defa-Filmen ausgegeben, welche 
Filme wurden angekauft, wieviel Kopien her- 
gestellt, und was kosteten diese Kopien und 
der Vertrieb? 

Welche Angaben kann die Bundesregierung 
über die Verbreitung und Zuschauerzahlen bei 
Defa-Filmen machen, und welche Erfahrungen 
wurden bei der Verbreitung dieser Filme in 
der Bundesrepublik Deutschland gewonnen, 
gibt es Untersuchungen und Auswertungen 
über ihre Wirkung? 

Was für Filme Westdeutscher und Westber- 
liner Firmen zum Deutschland-Thema wurden 
in Auftragsproduktion hergestellt oder ange- 
kauft, und wie hoch waren hier die Kosten? 


26. Abgeordneter 
Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung auch der Ansicht, daß 
es mit der Würde einer frei gewählten, demo- 
kratischen Regierung des deutschen Volkes 
und mit der im Grundgesetz verankerten Ver- 
antwortlichkeit jeder Bundesregierung für alle 
Deutschen unvereinbar ist, wenn Mitglieder 
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27. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 

Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
van Delden 


(CDU/CSU) 


des Bundeskabinetts an den Feierlichkeiten 
zum 25. Jahrestag der DDR, d. h. zum 25. Jah- 
restag der Vorenthaltung des Selbstbestim- 
mungsrechts des deutschen Volkes, teilneh- 
men? 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Auf- 
fassung, daß die permanente Verletzung des 
Grundvertrags durch die Todesautomaten, den 
Schießbefehl, durch die Minenfelder und den 
Stacheldraht an der Zonengrenze, wie sie auch 
das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil 
zum Grundvertrag festgestellt hat, es geboten 
sein ließ, offiziell den Feierlichkeiten zum 
25. Jahrestag der DDR fernzubleiben, um we- 
nigstens dadurch gegen die Vertragsverletzun- 
gen zu demonstrieren, und sich mit den Opfern 
jener Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der 
deutschen Teilung zu solidarisieren, mit den 
Toten der Grenze und den Einwohnern Mittel- 
deutschlands, gegen die sich jene Grenze 
richtet? 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 8. Oktober 
1974 zu, einem Berliner, der für seine Ver- 
lobte einen Antrag auf Familienzusammen- 
führung gestellt habe, sei die Einreise nach 
Potsdam verwehrt worden und weitere West- 
berliner seien an Grenzübergängen nach Ost- 
Berlin ohne Begründung oder mit dem Bemer- 
ken, sie seien unerwünscht, zurückgewiesen 
worden, und was unternimmt die Bundesre- 
gierung — bejahendenfalls — gegen diese 
neuerlichen Verletzungen des Vier-Mächte-Ab- 
kommens? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ab- 
lehnung des Einreiseantrags eines Mitglieds 
unseres Hauses zur Teilnahme an der Feier 
des 225. Geburtstags von Goethe in Weimar 
durch die DDR-Behörden? 

Wie verträgt sich die Feststellung des Bundes- 
ministers Bahr, wonach das Fernbleiben der 
Opposition vom DDR-Jubiläumsempfang ein 
„kindisches Verhalten" sei, mit der offenbar 
an Staatssekretär Gaus ergangenen Anwei- 
sung, sich in Ost-Berlin hinsichtlich dortiger 
Jubiläumsveranstaltungen ebenso zu verhal- 
ten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


31. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Einführung eines 
neuen Schulfachs „Gesundheitskunde" für 
wünschenswert oder gar notwendig, nachdem 
z, B. in den USA „Health Science" zum Stan- 
dardprogramm der High Schools gehört? 
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32. Abgeordnete 
Frau 

Dr, Neumeister 


(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Vorschläge 
oder Vorstellungen zum Inhalt eines solchen 
neuen Unterrichtsfachs, insbesondere in den 
allgemeinbildenden Schulen, vor allem in den 
Grund- und Hauptschulen, und welcher Lehr- 
stoff sollte demnach in der Gesundheitskunde 
vermittelt werden? 


33. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Jugendliche, die an berufsqualifizierten Maß- 
nahmen — z. B. Berufsfachschulzeiten oder 
einem Berufsgrundschuljahr — teilnehmen, 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
zu fördern, um sie in die Lage zu versetzen, 
die Zeit bis zu ihrer Aufnahme z. B, auf eine 
Altenpflegeschule vorbereitend zu nutzen? 


34. Abgeordneter 
Dr. Meineche 
(Hamburg) 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die in der Monitor- 
Sendung des ARD vom 23. September 1974 
gemachten Angaben über freie, ungenutzte 
Kapazitäten an den Hochschulen für richtig? 


35. Abgeordneter Was tut oder gedenkt die Bundesregierung zu 
Dr. Meinedce tun, um eine volle Kapazitätsauslastung der 

(Hamburg) Hochschulen sicherzustellen? 

(SPD) 


36. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Wieviel Studienplätze hat Baden-Württem- 
berg über seinen eigenen Bedarf für Landes- 
kinder hinaus für Studenten aus anderen Bun- 
desländern geschaffen, und wie hoch sind die 
Aufwendungen und die laufenden Kosten hier- 
für? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


37. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Höherbewertung zahlreicher Dienstposten im 
mittleren technischen Dienst des Bundes nach 
der Funktionsgruppenverordnung deswegen in 
vielen Fällen zu Ungerechtigkeiten führt, weil 
nach den bestehenden Richtlinien die Inhaber 
der höher bewerteten Dienstposten auch dann 
zu befördern sind, wenn bei derselben Dienst- 
stelle andere Beamte vorhanden sind, die nach 
Dienstalter und Leistung einen vorrangigen 
Anspruch auf Beförderung haben? 


38. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
der Gerechtigkeit ein elastischeres Verfahren, 
bei dem die üblichen Kriterien für Beförderun- 
gen besser zur Geltung kommen müßten, zuzu- 
lassen? 
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39. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


40. Abgeordneter 

Reddemann 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Windelen 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Windelen 

(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Dr. Marx 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Dr. Marx 

(CDU/CSU) 


Inwieweit wird bei der Einrichtung von Not- 
rufanlagen bzw. der Zuteilung von Notruflei- 
tungen (mit den Nummern 110 oder 0110) im 
Fernmeldebereich der Umstand berücksichtigt, 
daß durch die planmäßig vorgenommene Kon- 
zentration von Polizeistationen und von 
Schwerpunktfeuerwehren im ländlichen Raum 
die Meldung von Unfällen, Katastrophen und 
akuten Bedrohungen erheblich verzögert und 
erschwert wird? 

Auf welche gesicherten wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse oder Umfrageergebnisse gründete 
sich die in den Fragestunden vom 25. Septem- 
ber und 10. Oktober 1974 vertretene Meinung 
der Bundesregierung, über Verbrechen von 
und an Deutschen im Zusamenhang mit dem 
11. Weltkrieg sei „unsere junge Generation . . . 
hinreichend informiert“, und ist die Bundes- 
regierung gegebenenfalls bereit, eine entspre- 
chende Umfrage in Auftrag zu geben? 


Ist die Bundesregierung bereit, eine wissen- 
schaftliche Kommission einzusetzen oder der 
privaten Forschung die entsprechenden finan- 
ziellen Mittel bereitzustellen, um die vorhan- 
denen Quellen zum Komplex der von Deut- 
schen und an Deutschen im Zusammenhang mit 
dem 11. Weltkrieg begangenen Verbrechen in 
der Verantwortung der Autoren — soweit 
möglich — auszuwerten und das Ergebnis zu 
publizieren? 

Ist die Bundesregierung angesichts der grund- 
sätzlich zu begrüßenden Übergabe von Be- 
weismaterial gegen angebliche NS-Verbrecher 
durch polnische Behörden bereit, der War- 
schauer Regierung Beweismaterial gegen sol- 
che Täter polnischer Staatsangehörigkeit an- 
zubieten, die im Zusammenhang mit der Ver- 
treibung des Mordes dringend verdächtigt 
sind? 

Trifft es zu, daß in Warschau akkreditierten 
Journalisten von offizieller oder offiziöser 
Seite Bücher übergeben wurden, die den An- 
spruch erheben, die deutscherseits amtlich er- 
mittelte Zahl der Vertreibungstoten mit wis- 
senschaftlichen Methoden als Fälschung nach- 
zuweisen? 

Wann und in welchem Umfang sind im Laufe 
der Jahre 1973 und 1974 „Delegationen" der 
SED in die Bundesrepublik Deutschland ein- 
gereist? 

Welchen Umfang und welchen Rang hatten die 
1973 und 1974 in die Bundesrepublik Deutsdi- 
land eingereisten Delegationen der SED? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


46. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Seiters 


(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Dr. Graf 
Lambsdorff 
(FDP) 


49. Abgeordneter 

Dr. Graf 

Lambsdorff 

(FDP) 


[st die Verteilung der 250 Millionen DM für 
Bundesbaumaßnahmen des „Sonderprogramms 
zur regionalen und lokalen Abstützung der 
Beschäftigung" mit den Ländern abgestimmt 
worden, und wenn ja, in welcher Form hat 
sich diese Abstimmung vollzogen? 


Wie erklärt die Bundesregierung den Tatbe- 
stand, daß trotz der ausdrücklichen Bestim- 
mung des Sonderprogramms, wonach vor al- 
lem Projekte in Gebieten mit überdurchschnitt- 
licher Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen sei- 
en, z. B. in Niedersachsen, Gebiete mit der 
höchsten Arbeitslosenziffer, nämlich 5,4Vo und 
5,9®/ü, völlig unberücksichtigt geblieben sind, 
und gedenkt die Bundesregierung, einen sol- 
chen gegen die Bestimmungen des Sonderpro- 
gramms verstoßenden Maßstab auch an die 
Verteilung der rechtlichen Mittel anzulegen? 


Hält die Bundesregierung den Verzicht auf 
Beschränkungen bei der eigenen direkten und 
indirekten Kreditaufnahme im Ausland - — z. B. 
das Aufgeben des sogenannten Ausländervor- 
behalts bei Schuldscheindarlehen — für ge- 
rechtfertigt, solange Beschränkungen dieser 
Art für die übrigen Marktteilnehmer bestehen? 


Wird die Bundesregierung auch in Zukunft auf 
diese Weise ohne vorherige Stellungnahme 
der Deutschen Bundesbank ihren Haushalt 
finanzieren, und wie beurteilt sie die europäi- 
schen und internationalen Auswirkungen die- 
ser Maßnahme? 


50. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Wieviel Beschwerden sind in den letzten vier 
Jahren beim Bundesversicherungsaufsichtsamt 
von Versicherungsnehmern erhoben worden? 


51. Abgeordneter Wie sind diese Beschwerden beschieden wor- 

Dr. Weber den? 

(Köln) 

(SPD) 


52. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Verluste aus 
Spareinlagen oder Kapitalvermögen als außer- 
gewöhnliche Belastung bzw. als einkommens- 
mindernde Belastung anzuerkennen? 


53. Abgeordneter 
Höcherl 

(CDU/CSU) 


Besteht nicht ein Widerspruch zwischen der 
Beurteilung der möglichen Folgen der Ölkrise 
durch den Bundeskanzler in seinem New York- 
Interview und den Ausführungen des Bundes- 
finanzministers in Washington? 
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54. Abgeordneter 
Hödherl 

(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 

58. Abgeordneter 
Zeyer 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen ( Wirtschaf tswoche 
vom 11. Oktober 1974) zu, daß die Bundesre- 
gierung oder das Bundesfinanzministerium 
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer im Laufe 
des nächsten Jahrs erwägt? 

Wie hoch sind die Haushaltsmittel des Bundes, 
die in den Jahren 1972, 1973, 1974, 1975 — ge- 
gebenenfalls aus verschiedenen Haushalts- 
titeln — vorgesehen waren oder sind für das 
„Kuratorium Unteilbares Deutschland e. V.", 
Berlin, die „Forschungsstelle für gesamtdeut- 
sche wirtschaftliche und soziale Fragen e. V.", 
Berlin, die „Arbeitsgemeinschaft Staat und Ge- 
sellschaft e. V.", Bonn, den „Bund der Mittel- 
deutschen e. V.", Bonn? 

Welche Entgelte oder Aufwandsentschädigun- 
gen wurden oder werden in den Wirtschafts- 
plänen dieser Organisationen in diesen Jahren 
mit Unterstützung der Bundesmittel für die 
ehrenamtlichen Vorstands- oder Präsidialmit- 
glieder sowie deren Büros und wieviel für 
den leitenden besoldeten Mitarbeiter (Ge- 
schäftsführender Vorsitzender oder General- 
sekretär u. a.) vorgesehen? 

In welcher Höhe hat Baden-Württemberg Aus- 
gleichszahlungen im Rahmen des horizontalen 
Finanzausgleichs von 1965 bis 1974 geleistet? 


Treffen Presseberichte zu, wonach die Bundes- 
regierung eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
im Laufe des Jahrs 1975 beabsichtigt bzw. in 
Erwägung zieht? 

Welche Möglichkeiten gibt es bei der Ein- 
kommen- und Lohnsteuer, Aufwendungen für 
Pakete und Päckchen an Verwandte in der 
DDR, für Besuche in der DDR oder für die Auf- 
nahme von Besuchern aus der DDR in der Bun- 
desrepublik Deutschland abzusetzen, und be- 
absichtigt die Bundesregierung, die dabei an- 
gewandten Pauschbeträge der inflationären 
Entwicklung durch Erhöhung anzupassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


60. Abgeordneter 
Dr. Bedier 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Haben die Ausweitung des Röhrengeschäfts 
mit der Sowjetunion, der vorgesehene Aufbau 
eines Stahlwerks bei Kursk sowie die Liefe- 
rung von etwa 9000 schweren Lastkraftwagen 
(durch die Firma Klöchner-Humboldt-Deutz) 
nicht zur Folge, daß die Industrie der Bundes- 
republik Deutschland zur Waffenschmiede 
Moskaus wird, indem sie weit über das han- 
delsübliche Maß hinaus strategisch wichtige 
Güter an eine Militärmacht liefert, die hoch 
gerüstet inmitten Deutschlands steht? 
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61. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Sieht das „Paket" der bevorstehenden Bespre- 
chungen des Bundeskanzlers mit dem sowjeti- 
schen Parteichef auch Erörterungen über den 
Ausbau von Atomkraftwerken in Ostpreußen 
oder an anderen Stellen der Sowjetunion vor? 


62. Abgeordneter 
Roser 

(CDU/CSU) 


Wie groß ist die unmittelbare und mittelbare 
Belastung der deutschen Zahlungsbilanz und 
der Zahlungsbilanzen der übrigen Mitglieder 
der Europäischen Gemeinschaft durch die 
Preissteigerungen für Erdöl im Jahr 1973, und 
welche Entwicklung ist für 1974 absehbar? 


63. Abgeordneter Wie hoch ist der Anteil Ostfrieslands an dem 
Schröder Sonderprogramm zur regionalen und lokalen 

(Wilhelminenhof) Abstützung der Beschäftigung (Teil A und B), 
(CDU/CSU) und steht dieser Anteil in einem angemesse- 

nen Verhältnis zur Abeitslosenquote dieses 
Raums? 


64. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Ausschrei- 
Schröder bungsbedingungen für Baumaßnahmen, die aus 

(Wilhelminenhof) dem Sonderprogramm gefördert werden, dahin 
(CDU/CSU) gehend zu formulieren, daß bevorzugte Firmen 

aus den strukturschwachen Gebieten mit hoher 
Arbeitslosigkeit berücksichtigt werden? 


65. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
gegenüber der Äußerung des Bundesbankprä- 
sidenten Klasen (Süddeutsche Zeitung vom 
7. Oktober 1974) ein, wonach es wünschens- 
wert wäre, wenn der Ölverbrauch „mit allen 
Mitteln" gedrosselt würde, und mit welchen 
konkreten Schritten gedenkt die Bundesregie- 
rung ihrerseits der drohenden Gefahr einer 
Ölpreisexplosion zu begegnen? 


66. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß deut- 
sche Wirtschaftsverbände ihre Mitgliedsunter- 
nehmen intern gewarnt haben, auf eine ge- 
plante Umfrage der EG-Kommission über mul- 
tinationale Unternehmen zu antworten, da es 
keine europäische Rechtsgrundlage für die An- 
forderung der betreffenden Unterlagen gäbe, 
und ist die Bundesregierung ihrerseits bereit, 
eine entsprechende Umfrage durchzuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


67. Abgeordneter 
Dr. Enders 
(SPD) 


Welche Zahlen über impfgeschädigte Personen 
liegen der Bundesregierung vor, und wie 
groß ist darunter der Anteil von Aussiedlern 
aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten? 
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68. Abgeordneter 
Dr. Enders 


(SPD) 


Sind Aussiedler in bezug auf Anerkennung 
von Impfschäden den Bundesbürgern gleich- 
gestellt, und haben sie nach § 51 Abs. 1 Nr. 3 
Anspruch auf Leistungen aus dem Zweiten 
Bundesseuchengesetz? 


69. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


Wird die Bundesregierung Glucon-delta-lac- 
ton, das vor allem rohen Wurstwaren zur Rot- 
färbung zugesetzt wird, und das nach neuesten 
wissenschaftlichen Untersuchungen in Öster- 
reich und den USA als gesundheitsschädlich, 
möglicherweise als krebserregend, bezeichnet 
wird, aus dem Verkehr ziehen? 


70. Abgeordnete 
Frau Huber 


(SPD) 


Nimmt die Bundesregierung nach den bisheri- 
gen Erfahrungen an, daß die auf Grund der 
Reform des Familienlastenausgleichs zu stel- 
lenden Anträge auf Zahlung von Kindergeld 
rechtzeitig, das heißt bis Jahresende, bei der 
Arbeitsverwaltung eingehen werden? 


71. Abgeordnete 

Frau Huber 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, nachdem 
bekannt geworden ist, daß verschiedene Orga- 
nisationen auf Grund von Klagen um Hilfen 
bei der Ausfüllung der Anträge gebeten wor- 
den sind, eine weitere Aufklärungsaktion in 
dieser Sache? 


72. Abgeordneter Empfiehlt es sich aus gesundheitspolitischen 
Dr. Penner Gründen, eine Auszeichnungspflicht für den 

(SPD) Kaloriengehalt bei Lebensmitteln einzuführen? 


73, Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Rede des neuen Präsidenten des Bundesge- 
sundheitsamts anläßlich seiner Amtseinfüh- 
rung gemachte Feststellung, daß viele Bet- 
ten in Krankenhäusern der Bundesrepublik 
Deutschland durch Patienten belegt sind, deren 
Erkrankung auf der Einnahme von Arzneimit- 
teln beruhe? 


74. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Gibt es konkrete Untersuchungen, die diese 
schwerwiegende Aussage des neuen Präsiden- 
ten des Bundesgesundheitsamts als gerecht- 
fertigt erscheinen lasen? 


75. Abgeordneter 
Tillmann 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung nach Verabschie- 
dung der Lebensmittelreform das Gesetz be- 
treffend den Verkehr mit blei- und zinkhalti- 
gen Gegenständen vom 25. Juni 1887 im Rah- 
men der Verbote zum Schutz der Gesundheit 
für ausreichend, oder sieht sie die Notwendig- 
keit, die Bestimmungen durch eine lebensmit- 
telrechtskonforme Regelung zu ersetzen, und 
wann ist gegebenenfalls mit einer neuen 
Rechtsverordnung zu rechnen? 
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76. Abgeordneter 
Tillmann 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung eine einheitliche le- 
bensmittelrechtskonforme Rechtsverordnung 
für solches Gerät für erforderlich, das mit dem 
Begriff Zinn charakterisiert wird, unabhängig 
davon, ob das Gerät von seiner Form und 
Zweckbestimmung her unmittelbar mit Nah- 
rungsmitteln in Berührung kommt oder nicht, 
und hält sie einen außerhalb der DIN 17810 
liegenden Bleigehalt von Zinn gesuhdheitlich 
noch für vertretbar? 


77. Abgeordneter 
Nordlohne 

(CDU/CSU) 


Wieviel Haushalte in der Bundesrepublik 
Deutschland haben von der Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht, nach dem Gesetz über die 
Gewährung eines einmaligen Heizölkostenzu- 
schusses vom 21. Dezember 1973 bis zum 
30. Juni 1974 einen Zuschuß zu den erhöhten 
Heizkosten zu beantragen? 


78. Abgeordneter 
Nordlohne 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Situa- 
tion von rund 10 Millionen Mietern zentral- 
beheizter Wohnungen, die in diesen Tagen 
ihre Heizölabrechnung für die Heizperiode 
1973/1974 erhalten und bei denen sich ange- 
sichts der damaligen hohen Heizölverteue- 
rungen jetzt erhebliche Heizkostennachzahlun- 
gen ergeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


79. Abgeordneter Kann die Straßenverkehrs-Ordnung so geän- 
Dr. Hammans dert werden, daß „Beim Halten von Schul- 
(CDU/CSU) bussen ist es verboten, aus beiden Fahrtrich- 

tungen an den Bussen vorbeizufahren."? 


80. Abgeordneter 
Pieroth 


(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der wach- 
senden Benutzung des Ostberliner Flughafens 
Schönefeld durch Reiseveranstalter der Bun- 
desrepublik Deutschland, und was beabsichtigt 
sie zur besseren Auslastung der Westberliner 
Flughäfen zu tun? 


81. Abgeordneter 
Rainer 

(CDU/CSU) 


Welche Bauträger bauten und betreiben die in 
den Jahren 1967 bis 1972 in Bayern errichteten 
Kraft- und Umformerwerke für die Stromver- 
sorgung der Deutschen Bundesbahn und für 
welche Baumaßnahmen im Einzelnen? 


82. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wie wurde der Bau von Kraft- und Umformer- 
werken in den Jahren 1967 bis 1972 in Bayern 
zur Bahnstromversorgung für die einzelnen 
Maßnahmen finanziert? 
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83. Abgeordneter Welche Kraft- und Umformerwerke für die 

Dr. h. c Wagner Stromversorgung der Deutschen Bundesbahn 

(Günzburg) wurden von 1967 bis 1972 in Bayern im Einzel- 

(CDU/CSU) nen errichtet? 

84. Abgeordneter Welche unmittelbaren Zuschüsse leistete der 

Dr. h. c Wagner Bund für den Bau von Kraft- und Umformer- 

(Günzburg) werken in Bayern für die Stromversorgung 

(CDU/CSU) der Deutschen Bundesbahn in den Jahren 1967 

bis 1972 und für welche Baumaßnahmen im 
Einzelnen? 

85. Abgeordneter Warum ist die seit langem genehmigte Elek- 

Lemmrich trifizierung der Bundesbahnstrecke Weinoftin- 

(CDU/CSU) gen — Donauwörth — Ingolstadt — Regens- 

burg noch nicht durchgeführt? 

86. Abgeordneter Bei weichen Strecken der Deutschen Bundes- 

Lemmrich bahn in Bayern lag die Elektrifizierung 1969 

(CDU/CSU) bis 1974 im reinen Betriebsinteresse der Deut- 

schen Bundesbahn, und bei welchen Strecken 
waren raumpolitische Gründe maßgebend? 

Trifft es zu, daß die vorgesehene Elektrifizie- 
rung der Bundesbahnstrecke Geitendorf — 
Weilheim allein vom Betriebsinteresse (Sen- 
kung der Förderungskosten und des Netz- 
schlusses) der Deutschen Bundesbahn bestimmt 
wird? 

Welche unmittelbaren Zinszuschüsse hat der 
Bund zur Finanzierung der Elektrifizierung der 
Strecken der Deutschen Bundesbahn in Bayern 
in den Jahren 1969 bis 1974 geleistet und für 
welche Strecken im Einzelnen? 

Welche Zinszuschüsse wird der Freistaat Bay- 
ern für die vorgesehene Elektrifizierung der 
Bundesbahnstrecken Landshut — Plattling und 
Coburg — Neustadt leisten? 

90. Abgeordneter Wie wird die vorgesehene Elektrifizierung der 

Schedl Bundesbahnstrecken Landshut — Plattling und 

(CDU/CSU) Coburg — Neustadt im Einzelnen finanziert? 

91. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Freistaat Bayern Zinszu- 

Dr. Waigel schüsse für Kredite zur Elektrifizierung von 

(CDU/CSU) Strecken der Deutschen Bundesbahn leistet? 

92. Abgeordneter Wenn ja, in welcher Höhe nach Strecken und 

Dr. Waigel Jahren? 

(CDU/CSU) 

93. Abgeordneter Welches sind die einzelnen Strecken der Deut- 

Dr. Jobst sehen Bundesbahn und ihre Längen, die von 

(CDU/CSU) 1969 bis 1974 in Bayern elektrifiziert wurden? 

94. Abgeordneter Was kosteten die Elektrifizierungen dieser 

Dr. Jobst Strecken der Deutschen Bundesbahn, und wie 

(CDU/CSU) wurden sie im Einzelnen finanziert? 


89. Abgeordneter 
Sdiedl 
(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Gerladi 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 
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95. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 
Zoglmann 
(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Zoglmann 

(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Rainer 

(CDU/CSU) 


100. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


101. Abgeordneter 
Geiger 
(SPD) 


102. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


Wann wird die geplante Bundesbahnneubau- 
strecke Aschaffenburg — Würzburg in Betrieb 
genommen? 


Wie erfolgt die Finanzierung der Bundesbahn- 
neubaustrecke Aschaffenburg — Würzburg, ins- 
besondere wieviel Haushaltsmittel stellt der 
Bund zur Verfügung und wieviel Kredite müs- 
sen dafür von der Deutschen Bundesbahn auf- 
genommen werden? 


Wie hoch sind die jeweiligen Auflagen der 
Broschüren des Bundesverkehrsministers, die 
die Titel tragen „Die Leistungen des Bundes 
für den Freistaat Bayern", „Die Leistungen des 
Bundes für das Land Hessen" und „Die Lei- 
stungen des Bundes für das Land Schleswig- 
Holstein", und was kostet die Herstellung? 


Wie werden diese Broschüren verteilt? 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 8. Okto- 
ber 1974 zu, einem Berliner sei von den 
„DDR" -Grenzbehörden die Benutzung der 
Autobahn nach Helmstedt untersagt worden, 
und was hat — bejahendenfalls — die Bundes- 
regierung in diesem Fall unternommen, um die 
uneingeschränkte Benutzung der Verbindungs- 
wege zwischen Berlin und West-Deutschland 
sicherzustellen? 


Wieviel Notrufsäulen sind an wieviel Bundes- 
autobahn-Kilometern in Betrieb genommen 
worden, seit die Bundesregierung in ihrem 
Bericht über Maßnahmen zur Verbesserung 
des Rettungswesens vom 27. April 1973 (Druck- 
sache 7/489) erklärt hat, daß die Ausrüstung 
weiterer Abschnitte der Bundesautobahnen 
mit Notrufmeldern erfolgen werde? 


Trifft es zu, daß bei den Rundfunkanstalten 
Pläne bestehen, die Rundfunkgebühren durch 
eine eigene Organisation einzuziehen, und 
wenn ja, betrachtet die Bundesregierung ein 
solches Bemühen nicht als Verschlechterung 
der finanziellen Situation der Deutschen Bun- 
despost? 


Inwieweit kann und wird die Bundesregierung 
dafür Sorge tragen, daß die Einrichtung von 
Notrufanlagen oder doch mindestens die Be- 
reitstellung von Notrufleitungen im ländlichen 
Raum beschleunigt wird? 
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103. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, und was gedenkt sie zu tun, um die 
unerträgliche Frequenzsituation des DLF zu 
verbessern und die früheren Frequenzen des 
ehemaligen Deutschen Reichs, die den Deut- 
schen 1945 weggenommen wurden, wieder zu- 
rückzuerhalten? 


104. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die Zahl der von den Behörden 
der DDR in den Jahren 1973 und in den ersten 
neun Monaten des Jahrs 1974 an Absender in 
der Bundesrepublik Deutschland zurückgesand- 
ten Paket- und Einschreibsendungen, und wie 
hoch ist die Zahl der verlorengegangenen Sen- 
dungen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


105. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Ver- 
halten von Staatssekretär Gaus, der anläßlich 
der Feierlichkeiten zum 25-jährigen Bestehen 
der DDR in der Werner-Seelenbinder-Halle in 
Berlin (Ost) am 7. Oktober 1974 den Rednern 
Honecker und Breschnew stehend Ovationen 
brachte? 


106. Abgeordneter An welchen Stellen der Reden Honeckers und 
Wohlrabe Breschnews schloß sich Staatssekretär Gaus 

(CDU/CSU) den Beifallskundgebungen der dort versam- 

melten kommunistischen Funktionäre an? 


107. Abgeordneter 
Ahlers 


(SPD) 


Treffen Meldungen zu, daß der Bundesnach- 
richtendienst bei seiner sogenannten „Inlands- 
aufklärung", über die der Bundestagsabgeord- 
nete und frühere Kanzleramtsminister Dr. 
Ehmke vor dem Guillaume-Untersuchungs- 
ausschuß berichtet hat, auch westdeutsche 
Journalisten als Mitarbeiter beschäftigt hatte, 
und ist die Bundesregierung bereit, die Namen 
dieser Journalisten bekannt zu geben und 
auch die Höhe der Honorare, die an diese Per- 
sonen in dem Zeitraum von 1960 bis 1970 ge- 
zahlt worden sind? 


108. Abgeordneter 

Ahlers 


(SPD) 


Treffen Meldungen zu, daß die oben erwähn- 
ten Berichte auch an andere Organisationen 
als den Bundesnachrichtendienst oder an im 
öffentlichen Leben stehende Personen weiter- 
gegeben wurden, sei es durch den Bundes- 
nachrichtendienst, sei es von den Mitarbei- 
tern des Bundesnachrichtendienstes, die haupt- 
beruflich als Journalisten tätig waren oder 
sind? 
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109. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 

{CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


111, Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


113. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


114. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 
(SPD) 


War der Vizekanzler Genscher von der Ent- 
scheidung des Bundeskanzleramts unterrichtet, 
den Staatssekretär Gaus als Leiter der Ständi- 
gen Vertretung der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Ost-Berlin im Rahmen des dortigen 
diplomatischen Corps an dem Empfang für den 
sowjetischen Parteisekretär Breschnew teil- 
nehmen zu lassen, obwohl die Bundesrepublik 
Deutschland keine völkerrechtlichen sondern 
besondere innerdeutsche Beziehungen zur DDR 
unterhält, und wie verträgt sich bejahenden- 
falls dieser erneute Versuch, jenen Beziehun- 
gen den Schein einer völkerrechtlichen Aner- 
kennung zu geben, mit den Ausführungen des 
Vizekanzlers und Bundesaußenministers Gen- 
scher in seiner jüngsten Rede vor den Verein- 
ten Nationen, „Wir können die Teilung nicht 
als das letzte Wort der Geschichte über die 
deutsche Nation akzeptieren!"? 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung zur Teilnahme des Leiters der Ständigen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in 
Ost-Berlin an einem Empfang im Rahmen des 
dortigen diplomatischen Corps, und wie stellte 
die Bundesregierung dabei sicher, daß die be- 
sonderen innerdeutschen Beziehungen im Ge- 
gensatz zu völkerrechtlichen Beziehungen zum 
Ausdruck gebracht werden? 


Welche sogenannten Informationsmaterialien 
bzw. Propagandaschriften der Bundesregierung 
sind in den letzten drei Monaten bis einschließ- 
lich 27. Oktober 1974 in die Bundesländer 
Bayern und Hessen über welchen Verteiler 
verschickt worden bzw. werden noch verteilt, 
und wie hoch belaufen sich diese Kosten? 


Wieviel Anzeigen der Bundesregierung sind 
im gleichen Zeitraum in beiden Bundesländern 
zu welchen Kosten veröffentlicht worden bzw. 
werden noch bis zum 27. Oktober 1974 ver- 
öffentlicht? 


Welche Schritte hält die Bundesregierung für 
möglich und erforderlich, um, entsprechend 
dem Beschluß der Ministerpräsidentenkonfe- 
renz vom 5. Juli 1973, allen in Rundfunkan- 
stalten beschäftigten Journalisten ein Wahl- 
recht zwischen betrieblicher Altersversorgung 
und einer solchen durch das Versorgungswerk 
der Presse zu verschaffen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die einheitliche Altersversorgung für alle 
Journalisten, die bei Presse und Rundfunk be- 
schäftigt sind, zu schaffen oder mindestens 
doch zu fördern? 
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Geschäftsbereich 


115. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 

(CDU/CSU) 


116. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 

Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


118. Abgeordneter 

Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


120. Abgeoidneter 
Dr. Fuchs 

(CDU/CSU) 

121. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Wird die Bundesregierung sich im Ministerrat 
der Europäischen Gemeinschaft dafür einset- 
zen, daß im Assoziationsrat EWG — Zypern ein 
Plan zur friedlichen Lösung des Zypern-Kon- 
flikts erarbeitet wird, wie es das Europäische 
Parlament auf seiner letzten Sitzung forderte? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Erfüllung 
der Ziffer 16 der Schlußerklärung der Pariser 
Gipfelkonferenz vom 14. bis 21. Oktober 1972 
darauf hinzuarbeiten, daß die Gesamtheit der 
Beziehungen der Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaft bis zum Jahr 1980 so ge- 
ordnet sind, daß sie sich unter absoluter Wah- 
rung der bisher geschlossenen Verträge in 
eine Europäische Union umwandelt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die finan- 
ziellen Mittel für die Förderung binationaler 
Institute zur Vertiefung der Zusammenarbeit 
mit westlichen befreundeten Nationen im Bun- 
deshaushalt 1975 und in den folgenden Jahren 
uneingeschränkt, bzw. in Anpassung an das 
gestiegene Preisniveau angemessen erhöht, 
weiter zur Verfügung zu stellen? 

Treffen Informationen zu, daß die Zuwendun- 
gen für diese Institute 1974 pauschal gekürzt 
werden und daß die entsprechenden Mitteilun- 
gen den Instituten erst jetzt, im letzten Quartal 
des Etatjahrs, ohne Rücksicht auf die damit 
verbundenen Störungen des Institutsbetriebs 
zugehen? 

Sind der Bundesregierung folgende Äußerun- 
gen des polnischen Ministerpräsidenten Jaros- 
zewicz bekannt, „wir glauben nicht, daß alle 
deutschen Auswanderer in die Bundesrepublik 
auch wirklich Deutsche sind" und „Polen er- 
hebt keine Einwände, wenn verwandtschaft- 
liche Beziehungen nachgewiesen werden kön- 
nen"? 


Wie beurteilt die Bundesregierung diese Äuße- 
rungen, und welche Schritte wird sie gegebe- 
nenfalls unternehmen? 

Wie ist die Behauptung der sowjetrussischen 
regierungsamtlichen Zeitung Iswestija (ver- 
breitet durch Radio Moskau am 3. Oktober 
1974), „die sogenannte deutsche Frage" sei 
„nun abgeschlossen und von der Geschichte 
in allen ihren real verstandenen sozialpoli- 
tischen Aspekten gelöst worden", mit den 
Vertragspflichten der UdSSR aus dem Mos- 
kauer Vertrag im Hinblick auf die Annahme 
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122. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


123. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


125. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 


(SPD) 


des Briefs zur deutschen Einheit und der ge- 
meinsamen Entschließung des Deutschen Bun- 
destages vom 17. Mai 1972 durch die sowje- 
tische Regierung zu vereinbaren? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
bzw. was gedenkt sie zu unternehmen, um 
dieser in der Iswestija zum Ausdruck gekom- 
menen Politik der sowjetrussischen Regierung 
entgegenzutreten und den Wiedervereini- 
gungsanspruch des deutschen Volkes „nach 
außen beharrlich zu vertreten", wozu sie durch 
das Grundgesetz verpflichtet ist? 

Hat die Bundesregierung die völkerrechtswi- 
drigen Akte polnischer Behörden gegen das in 
den Oder-Neiße-Gebieten belegene private 
Vermögen Deutscher im Zusammenhang mit 
der beabsichtigten Normalisierung der Bezie- 
hungen im Warschauer Vertrag stillschwei- 
gend hingenommen bzw. anerkannt, oder hat 
sie in völkerrechtlich wirksamer Weise ihre 
Schutzpflicht und ihr Schutzrecht für privates 
Vermögen Deutscher wahrgenommen? 

Womit widerlegt die Bundesregierung die in 
der Rechtslehre vertretene und das Eigentum 
von Millionen Deutscher berührende Auffas- 
sung, daß ein lediglich verbaler, innerstaat- 
licher Hinweis auf das unbestimmte Offen- 
halten der Eigentumsfragen bis zu einem Frie- 
densvertrag bei sonstigem passiven Verhalten 
und allgemeiner Untätigkeit zuständiger deut- 
scher Behörden bereits für sich allein zu einem 
Verzicht auf diplomatischen und konsulari- 
schen Schutz für enteignungsfähige Rechtsposi- 
tionen Deutscher in den Oder-Neiße-Gebieten 
führt? 

Welche DM-Beträge hat die Bundesrepublik 
Deutschland für die UNO-Friedensstreitkräfte 
(Peace Keeping Forces) vor und nach ihrem 
Beitritt zur UNO — aufgeschlüsselt nach Jah- 
ren — geleistet? 

Welchen Anteil (in ®/o) am Gesamtbudget der 
UNO-Friedensstreitkräfte hatte in diesen Jah- 
ren die Bundesrepublik Deutschland, und wie 
hoch waren die Anteile (in Vo) der übrigen 
beteiligten Mitgliedstaaten sowie der DDR 
vor und nach deren Beitritt zur UNO in den 
gleichen Jahren? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
zeitigen Möglichkeiten, im Rahmen der EG 
neue Initiativen zu einer Institutionalisierung 
von Direktwahlen zum Europäischen Parla- 
ment zu ergreifen, und welche konkreten 
Schritte wird sie gegebenenfalls in dieser 
Richtung unternehmen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


2, Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in ihren Ver- 
handlungen mit der Volksrepublik Polen auf 
die Notwendigkeit der Sühnung von Ver- 
brechen an Deutschen in Zusammenhang mit 
der Vertreibung aus den deutschen Ostgebie- 
ten hinzuweisen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Vereinten 
Nationen auf die Notwendigkeit der Sühnung 
der Verbrechen an Deutschen in Zusammen- 
hang mit der Vertreibung aus den deutschen 
Ostgebieten deutlich aufmerksam zu machen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Behaup- 
tung des albanischen KP-Chefs, die Bundes- 
regierung schulde Albanien Milliarden DM für 
Kriegsreparationen, und wie hoch müßte ein 
Kapitalhilfekredit an Albanien sein, wenn der 
Entwicklungsstand der albanischen mit dem 
der jugoslawischen verglichen wird? 

Entspricht es der Auffassung der Bundesregie- 
rung vom Inhalt des Potsdamer Abkommens 
und dessen objektiven Gehalt im Jahr 1945, 
wenn die deutsch-polnische Schulbuchkonfe- 
renz davon spricht, „daß es sich bei der polni- 
schen Administration der ehemals deutschen 
Gebiete nicht um ein revidierbares Proviso- 
rium handeln könne"? 

Welche Staatsoberhäupter und Regierungsmit- 
glieder ausländischer Staaten haben seit dem 
1. Januar 1973 die Bundesrepublik Deutsch- 
land besucht, und welche davon wurden von 
der Bundesregierung bei dieser Gelegenheit zu 
einem Besuch Berlins eingeladen und dort 
oder an der innerdeutschen Grenze mit den 
Realitäten der deutschen Spaltung vertraut ge- 
macht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche Mitglieder der Bundesregierung, 
Staatssekretäre und Bedienstete der Bundes- 
ministerien, bzw. kurz vorher in den Ruhe- 
stand versetzte Bedienstete mit Urlaubsan- 
spruch haben mit welchen Verkehrsmitteln an 
welchen Spielen, wie lange an der Fußball- 
weltmeisterschaft teilgenommen? 
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7. Abgeordneter 
Niegel 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Benz 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Benz 


(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


11. Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


12. Abgeordneter 
Windelen 


(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Windelen 


(CDU/CSU) 


Wieviel Dienstwagen mit Fahrer wurden zu- 
sätzlich bei Flugreisen für welche Mitglieder 
der Bundesregierung, Staatssekretäre und Be- 
dienstete der Bundesministerien anläßlich der 
Fußballweltmeisterschaft zu den Austragungs- 
orten beordert? 

Trifft es zu, daß auf Grund der gegenwärtigen 
Kernreaktorplanung in der Bundesrepublik 
Deutschland die im nächsten Jahrzehnt anfal- 
lenden Brennelemente aus diesen Reaktoren 
nicht alle sofort in den Wiederaufbereitungs- 
anlagen ausgearbeitet werden können? 

Aus welchen Gründen ist in der Bundesrepu- 
blik Deutschland bis heute noch nicht mit dem 
Bau einer großen Wiederaufbereitungsanlage 
begonnen worden, obwohl auf Grund der ge- 
genwärtigen Reaktorplanung eine derartige 
Anlage Anfang der 80er Jahre gebraucht wird? 

Hat die Bundesregierung ihre Verpflichtungen 
nach den § 44 Abs. 2 und 3 sowie § 46 Abs. 3, 
4 und 5 des Bundespersonalvertretungsgeset- 
zes in allen Teilen der Bundesverwaltung be- 
reits erfüllt und in welchem Umfang? 

Wieviel Freistellungen nach § 46 Abs. 3 des 
Bundespersonalvertretungsgesetzes sind bei 
welchen Dienststellen erfolgt, und welche zu- 
sätzlichen Planstellen und Stellen müssen da- 
für gegebenenfalls wann neu geschaffen wer- 
den? 

Welche amtlichen Quellensammlungen und Do- 
kumentationen — auch solche der früheren 
Reichsregierung — über Verbrechen an Deut- 
schen im Zusammenhang mit dem II. Weltkrieg 
existieren, sind davon allgemein oder der wis- 
senschaftlichen Forschung zugänglich? 

Teilt die Bundesregierung den Eindruck, daß 
es umfassende, seriöse und allgemein zugäng- 
liche Dokumentationen wissenschaftlicher Art 
über von Angehörigen der westlichen Alliier- 
ten zu verantwortende Verbrechen an Deut- 
schen im Zusammenhang mit dem II. Weltkrieg 
kaum gibt — gegebenenfalls warum nicht — , 
und was will sie mit den ihr gegebenen Mög- 
lichkeiten tun, um einer derart mißverständ- 
lichen Einseitigkeit abzuhelfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


14. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 

(FDP) 


Auf weiche Weise kann nach Auffassung der 
Bundesregierung sichergestellt werden, daß 
Arbeitnehmer, die Konkursausfallgeld bean- 
tragen wollen, vom Konkursgericht nicht mit 
Kostenvorschüssen in einer sozialpolitisch un- 
vertretbaren Höhe belastet werden? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Aufschluß darüber 

Pieroth geben, aus welchen Gründen die sozialen Si- 

(CDU/CSU) cherungen des Tarifvertrags vom 31. August 

1971 zwar bei den Entlassungen deutscher 
Arbeitnehmer bei den US-Stationierungsstreit- 
kräften im US-Depot Nahbollenbach gelten, 
nicht aber für die Arbeitnehmer, die wegen 
der Auflösung des US-Hospitals Neubrüchen 
entlassen wurden, obwohl die Entlassungen 
von den amerikanischen Dienststellen in bei- 
den Fällen auf „Rationalisierung und Umorga- 
nisation" zurüchzuführen sind? 

16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich auch im 

Pieroth Fall Neubrücken gegebenenfalls für eine rück- 

(CDU/CSU) wirkende Anwendung des Schutzabkommens 

einzusetzen? 

17. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung das Ver- 

Dr. Warnke zinsungsverbot für Ausländer aufheben? 

(CDU/CSU) 

18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, selbst und 

Dr. Wittmann durch Einwirken auf ihr zuzuordnende Ver- 

(München) mögensträger, dazu beizutragen, daß in Mün- 

(CDU/CSU) chen eine Übersicht über das Grundvermögen 

öffentlicher Rechtsträger erstellt und anschlie- 
ßend geprüft wird, inwieweit eine für alle 
Beteiligten vorteilhafte Umschichtung des 
Grundvermögens möglich wird, und ist die 
Landeshauptstadt München mit einer entspre- 
chenden Initiative bereits an den Bund heran- 
getreten? 

19. Abgeordneter Inwieweit wurden die finanziellen Mittel des 

Immer Bundes gemäß den vereinbarten Quoten nach 

(SPD) dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 

vom Land Rheinland-Pfalz in den Jahren 1972, 
1973 und per Stichtag 1. Oktober 1974 ausge- 
schöpft? 

20. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, daß 

Scheu Versicherungsunternehmen keine Frauen im 

(SPD) Außendienst oder als Ausbilder anstellen und 

damit gegen den Artikel 3 des Grundgesetzes 
verstoßen, und sieht die Bundesregierung eine 
Möglichkeit, über das Bundesaufsichtsamt für 
das Versicherungswesen oder auf anderem 
Wege sich dafür einzusetzen, daß Frauen auch 
bei Versicherungsgesellschaften zu allen Betä- 
tigungen herangezogen werden, sofern sie die 
berufliche Qualifikation und die persönliche 
Eignung für einen Posten im Außendienst oder 
als Ausbilder haben? 
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21. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die Schlechterstellung von Rent- 
nern mit Kindern auszugleichen, die durch das 
Steueränderungsgesetz infolge der Verweige- 
rung des Kindergeldes einerseits und durch 
den Wegfall der Kinderfreibeträge anderer- 
seits eintritt, so bald der Rentner neben seiner 
Rente noch ein weiteres Einkommen bezieht 
(z. B. aus ’/ermietung, Verpachtung, Betriebs- 
rente)? 


Geschäftsbereich des Bundesministeis für Wirtschaft 


22. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Nachdem in Presseverlautbarungen von den in 
der Schlußphase befindlichen Verhandlungen 
über die Lieferung eines Kernkraftwerks an 
die Sowjetunion (Lieferant: Mülheimer Kraft- 
werke Union) zum Kostenpreis von 1,5 Mil- 
liarden DM einschließlich Infrastruktur berich- 
tet wird, frage ich die Bundesregierung, welche 
Konditionen für Lieferung, Abrechnung und 
Sicherung der Lieferung ausgehandelt wurden? 


23. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung nach den 
bisher gemachten Erfahrungen wissenschaft- 
liche Lehimeinungen, das Instrument der Miß- 
brauchsaufsicht im Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen könne die ihm zugedachten 
Aufgaben nur höchst unvollkommen erfüllen, 
so daß Verbesserungen an einen Gefährdungs- 
tatbestand anzuknüpfen seien, und wie könnte 
— bejahendenfalls — ein solcher ausgestaltet 
werden? 


24. Abgeordneter 

Pfeifer 

(CDU/CSU) 


Welcher Betrag soll aus dem von der Bundes- 
regierung im Rahmen des Sonderprogramms 
von Bund und Länder zur Abstützung der re- 
gionalen und lokalen Beschäftigung entwickel- 
ten eigenen Programm der Bundesregierung 
zugunsten der Bauwirtschaft für den Straßen- 
bau zur Verfügung gestellt werden, welcher 
Betrag für den Hochbau, und wieviel entfällt 
davon jeweils auf das Land Baden- V/ürttem- 
berg? 


25. Abgeordneter 
Schmitz 
(Baesweiler) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung angesichts der mit 
3 , 70/0 (September 1974) weit über dem Bundes- 
durchschnitt liegenden Arbeitslosigkeit und 
der immermehr festzustellenden strukturellen 
Benachteiligung die Entscheidung, den Aache- 
ner Grenzraum aus der Gemeinschaftsaufgabe 
zur Förderung der regionalen Wirtschafts- 
struktur auszuklammern, noch für gerechtfer- 
tigt, wenn ja, warum? 
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26. Abgeordneter 
Sdimitz 
(Baesweiler) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, um einer wei- 
teren Verschlechterung der Situation im Aache- 
ner Raum mit allen ihren negativen Folgen 
vorzubeugen, eine Revision des ablehnenden 
Beschlusses der Förderung in die Wege zu 
leiten? 


27. Abgeordneter 

Schedl 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
bei dem vorliegenden 900-Millionen-Programm 
neben regional schwierigen Punkten auch die 
besonders schwierige Situation der kleinen und 
mittleren Unternehmen zu berücksichtigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


28. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


29. Abgeordneter 

Müller 

(Bayreuth) 

(SPD) 

30. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Inwieweit wurden vom Land Rheinland-Pfalz 
die diesem Land zustehenden Bundesmittel 
gemäß Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur- 
verbesserung" in den Jahren 1972, 1973 und 
per Stichtag 1. Oktober 1974 ausgeschöpft? 

Wann gedenkt die Bundesregierung, die Aus- 
führungsbestimmungen zu § 2 des Tierschutz- 
gesetzes zu erlassen? 


In welcher Weise kann Bundesminister Ertl 
den Wahrheitsbeweis für seine Aussage im 
Deutschen Bundestag antreten, ein landwirt- 
schaftlicher Nachrichtendienst hätte mit Ab- 
sicht die Unwahrheit gesagt? 

Sieht die Bundesregierung eine Bedrohung des 
deutschen Agrarmarkts in der Aufstockung des 
„Forma-Fonds" in Frankreich um weitere 
125 Millionen DM öffentliche Mittel, und was 
gedenkt sie gegebenenfalls dagegen zu tun? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


32. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Welche Schutzmöglichkeiten der Krankenver- 
sicherungen gibt es für Gastarbeiter, die auf 
Urlaubsreisen zu ihren Heimatländern in 
Durchreiseländern erkranken? 


33. Abgeordneter 
Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


In welcher Auflage und nach welchem Vertei- 
lungsplan in den einzelnen Bundesländern 
erscheint das Faltblatt des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung, das unter dem 
Thema „Unser Ziel — sozialer Fortschritt für 
alle" über die Sozialpolitik informiert? 


24 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2631 


34. Abgeordneter Wie häufig und zu welchen Terminen wird die 

Wohlrabe Broschüre den Tageszeitungen bei gelegt? 

(CDU/CSU) 

35. Abgeordneter Wie groß ist nach Kenntnis der Bundesregie- 

Kater rung der Ärztemangel in den ländlichen Gebie- 

(SPD) len der Bundesrepublik Deutschland? 

36. Abgeordneter Vv'as kann und wird die Bundesregierung tun 

Kater bzw. veranlassen, um diesem Ärztemangel in 

(SPD) ländlichen Gebieten gezielt zu begegnen? 

37. Abgeordneter Erscheint es der Bundesregierung richtig, daß 

Dr. Hauser einem an einer Umschulung zum Landwirt sehr 

(Sasbach) interessierten Autoelektrikergesellen die Bei- 

(CDU/CSU) hilfe nach dem Arbeitsförderungsgesetz mit 

der Begründung versagt wurde, dies sei „ar- 
beitsmarktpolitisch keinesfall zweckmäßig", 
obwohl seinem Vater die Aussiedlung mit 
staatlichen Förderungsmitteln nur unter der 
Bedingung genehmigt wurde, daß der Sohn 
ebenfalls Landwirt würde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

38. Abgeordnete Wann wird die Verlagerung des Bundeswehr- 

Frau Dr. Orth krankenhauses von Glückstadt nach Kiel- 

(SPD) Kronshagen abgeschlossen sein und die damit 

verbundene Versetzung des Pflegepersonals, 
so daß die bis jetzt noch leerstehenden, aber 
voll betriebsfähigen, Stationen belegt werden 
können? 

39. Abgeordnete Ist beabsichtigt, vorhandenes Pflegepersonal 

Frau Dr. Orth aus der Umgebung einzustellen, da nicht alle 
(SPD) Krankenschwestern bereit sind, von Glück- 

stadt nach Kiel-Kronshagen mitzugehen und 
sich auch aus diesem Grund die Inbetrieb- 
nahme einzelner Stationen unnötigerweise 
verzögert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

40. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Pro- 

Rollmann zent der Insassen der Strafanstalten und der 

(CDU CSU) Heil- und Pflegeanstalten sich als Kleinkinder 

in Säuglings- und Kinderheimen befunden 
haben? 

41. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung über 18- 

Dr. Stavenhagen Jährigen zu helfen, denen wegen ihrer Soziali- 
(CDU/CSU) sationsdefizite Erziehungshilfen in Heimen ge- 

boten werden, die wegen der Rechtsform der 
ihnen bisher gewährten Erziehungshilfe oder 
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weil sie wegen des Grads ihrer Verhaltens- 
störungen nicht in Ausbildung stehen, die Be- 
dingungen einer weitergehenden Förderung 
nach § 75 a des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
nicht erfüllen? 


42. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


Wie groß schätzt die Bundesregierung diesen 
Kreis junger Menschen, die auf Grund zu enger 
Fassung des Gesetzes über die Neuregelung 
des Volljährigkeitsalters ab 1. Januar 1975 von 
weiteren Erziehungshilfen ohne Rücksicht auf 
die weitere Entwicklung und einen möglicher- 
weise noch erreichbaren Erfolg ausgeschlossen 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


43. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


44. Abgeordneter 
Dr. Hammans 

(CDU/CSU) 

45. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei der Deutschen 
Bundesbahn dahin gehend vorstellig werden, 
daß die Bahnstrecke Schwarzenbek — Bad Ol- 
desloe, die für den Betrieb des Personen- und 
Güternahverkehrs im Zonenrandgebiet, Kreis 
Herzogtum Lauenburg, dringend erforderlich 
ist, nicht im Zuge von rein kaufmännisch kal- 
kulierten Rationalisierungsmaßnahmen stillge- 
legt wird, damit die ohnehin zurückhaltend im 
Zonengrenzgebiet operierende Wirtschaft nicht 
weiterhin verunsichert wird und ansiedlungs- 
willige Betriebe vollends aus dem Grenzraum 
ferngehalten werden? 

Ist es möglich, an der Bundesautobahn A 203 
den Hinweis auf die Ausfahrt Viersen-Bockert 
um das Wort Schwalmtal zu erweitern? 

Nachdem die Generalvertretung der Deutschen 
Bundesbahn in Braunschweig bestätigt hat, daß 
die Deutsche Bundesbahn das Ausbesserungs- 
werk in Braunschweig auflösen will, frage ich 
die Bundesregierung, ob sie bereit ist, andere 
Reparaturkapazitäten, wie Elektrolok, Diesel- 
lok und Wagen nach Braunschweig zu ver- 
legen, um der in Politik und Verwaltung be- 
stehenden Grundsatzauffassung Rechnung zu 
tragen, keine Bundeseinrichtung aus dem 
Zonenrandgebiet zu entfernen, um die wirt- 
schaftliche Basis und die Arbeitskräfte zu 
sichern? 

Treffen Informationen zu, daß der Deutsche 
Wetterdienst im Rahmen einer Organisations- 
änderung das medizin-meteorologische Zen- 
trum von Freiburg nach Offenbach zu verlegen 
beabsichtigt, und daß die Bedienung des Süd- 
westfunks mit Wettervorhersagen im Rund- 
funk und beim Fernsehen in Zukunft nicht 
mehr durch das Regionalamt Freiburg, sondern 
von München erfolgen soll? 
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47. Abgeordneter 
Dr. Evers 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die A.nsicht, daß 
derartige Maßnahmen nicht mit den Zielen des 
Bundesraumordnungsgesetzes in Einklang zu 
bringen sind, weil sie nicht auf eine Gleich- 
wertigkeit der Lebensbedingungen im Bundes- 
gebiet hinwirken, sondern die bestehenden 
regionalen Unterschiede bezüglich der Wirt- 
schaftskraft und der Zentralität weiter zu La- 
sten des südwestdeutschen Raumes vergrößern 
müssen, der ohnehin durch eine verkehrsmäßig 
ungünstige Randlage zwischen Vogesen, 
Staatsgrenze, Rhein und Schwarzwald sowie 
durch geringe Wirtschaftskraft und damit be- 
sondere Abhängigkeit vom Fremdenverkehr 
gekennzeichnet ist? 


48. Abgeordneter Bis wann ist mit der Anmietung bzw. einem 
Bäuerle Ankauf dringend benötigter Büroräume für 

(SPD) den Deutschen Wetterdienst in Offenbach am 

Main zu rechnen? 


49. Abgeordneter 
Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Hat der von der Deutschen Bundesbahn einge- 
führte Städtetarif im Stückgutverkehr die er- 
wartete Verkehrszunahme bei der Bahn er- 
bracht, und in welchem Umfang ist das Stück- 
gutaufkommen in diesem Knotenpunktverkehr 
in den Monaten April bis September 1974 an- 
gestiegen? 


50. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Wird der dringende und bereits für 1974 zu- 
gesagte Ausbau der Bundesstraße 462 zwi- 
schen Schramberg-Sulgen und Dunningen im 
Jahr 1975 durchgeführt? 


51. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Landkreis 
Hersfeid/Rotenburg finanziell zu helfen, das 
Defizit aus dem Betrieb der Kreisbahn abzu- 
bauen, weil es sich bei dieser Bahn um eine 
„politische Bahn“ handelt, die auf alle Fälle 
erhalten bleiben muß, weil nur so die Kali- 
schächte im Werratal, ohne das Gebiet der 
DDR zu berühren, auf der Schiene erreicht 
werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


52. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in Leichtwasserreaktoren auch 
Brennelemente aus einem Gemisch von Uran 
und Thorium verwendet werden können, und 
welcher Brutfaktor ergibt sich bei Verwendung 
des Thorium-Uran-Zyklus in Leichtwasserreak- 
toren? 
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53. A.bgeordneter In welchem Umfang wird durch die Rückfüh- 

Engelsberger rung von Plutonium sowie durch den Einsatz 

(CDU/CSU) von Thorium-Uran die notwendige Menge an 

angereichertem Uran für die deutschen Leicht- 
wasserreaktoren beeinflußt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


54. Abgeordneter Wieviel Prozent der Absolventen der staat- 

Rollmann liehen und nichtstaatlichen Fachhochschulen für 

(CDU/CSU) Sozialwesen/Sozialpädagogik/Sozialarbeit tre- 

ten in die praktische Sozialarbeit ein, und wie- 
viel Prozent nehmen ein weiterführendes Stu- 
dium auf? 

55. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Befürch- 

Dr. Jobst tung, daß die Ausbildungsplätze im Baugewer- 

(CDU/CSU) be erheblich zurückgehen werden, nachdem die 

Stufenausbildungsordnung für die Bauwirt- 
schaft vom 1. Juli 1974 für die Ausbildlinge im 
1. Ausbildungsjahr folgende Regelung vor- 
sieht: 20 Wochen Grundausbildung in den 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten, 20 Wo- 
chen Unterricht in der Berufsschule und nur 
noch 12 Wochen Ausbildung im Betrieb? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


56. Abgeordneter Wie groß sind nach dem neuesten Stand der 
Roser Erkenntnis die unmittelbaren und mittelbaren 

(CDU/CSU) Einbußen der nicht erdölfördernden Länder der 

dritten Welt durch die Preissteigerungen für 
Erdöl, und welche Entwicklungshilfeleistungen 
erbringen die erdölfördernden Länder? 


Bonn, den 11. Oktober 1974 
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